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Gesetzgebung: Berufszugangsvoraussetzung für Wohnimmobilienverwalter
Am 22. 9. 2017 beschloss der Bundesrat nun das Gesetz zur Einführung einer
Berufszulassungsvoraussetzung für Wohnimmobilienverwalter und Makler. Zuvor verabschiedete der
Deutsche Bundestag mit den Stimmen der Regierungskoalition das Gesetz.
Unter Tagesordnungspunkt 11 verabschiedete der Bundesrat das Gesetz zur Einführung einer
Berufszugangsvoraussetzung für Wohnimmobilienverwalter (BR-Drs.: 610/17). Voraussichtlich im
Oktober wird das Gesetz im Bundesgesetzblatt verkündet. Das Gesetz sieht neben der erforderlichen
Erlaubniserteilung auch eine Weiterbildungs- sowie eine Informationspflicht über Qualifikation und
Weiterbildung des Verwalters gegenüber dem Verbraucher vor. Die Erlaubnispflicht umfasst dabei auch
den Mietverwalter. Eigens hierfür wurde der Begriff des Wohnimmobilienverwalters festgeschrieben, der
die Wohnungseigentums- und Mietverwaltung umfasst. Die erforderlichen Erlaubnisvoraussetzungen für
den Wohnimmobilienverwalter sind geordnete Vermögensverhältnisse, Zuverlässigkeit und eine
Berufshaftpflichtversicherung Der Sachkundenachweis für Verwalter und Makler, wie noch vom
Bundeskabinett im August 2016 beschlossen, entfiel. In einer ausführenden Verordnung wird das
Bundeswirtschaftsministerium nun weitere Details für die Praxis festlegen.
Der Dachverband Deutscher Immobilienverwalter (DDIV) begrüßt prinzipiell das Gesetz, da nun erstmals
Mindestanforderungen für die Verwaltertätigkeit festgeschrieben wurden. Fraglich bleibt jedoch, ob es
damit zu einem deutlich höheren Verbraucherschutz für Eigentümer und Mieter kommen wird.
Darüber hinaus fordert der DDIV dringend eine Reform des Wohnungseigentumsgesetzes.
(Quelle: Pressemitteilung des DDIV vom 22. 9. 2017)
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